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LANDTAG 
Aus der Sitzung vom Montag 

In unserer Landtagsberichterstattung 
von gestern Dienstag ist uns ein be
dauerlicher Fehler unterlaufen. Im Be
richt über das AHV-Gesetz schrieben 
wir, dass sich der VU-Abgeordnete Her
bert Kindle «auf einen Antrag der In
dustriekammer» berufen habe, «die sich 
gegen erhöhte Leistungen und die Aeuf-
nung des Fonds im vorgesehenen Aus-
mass ausgesprochen hatten». Wir  
stellen richtig, dass sich die Industrie-
kamnier in ihrem Antrag n i c h t  gegen 
erhöhte Leistungen, sondern gegen die 
Erhöhung der B e i t r ä g e  ausgespro
chen hat, wie sie in der  (von Reg. Rat 
Andreas Vogt vertretenen) Regierungs
vorlage vorgesehen sind. Die Industrie
kammer hat sich selbstverständlich nie
mals gegen eine Verbesserung der Ren
ten ausgesprochen. Wir  bedauern 
diesen sinnstörenden Fehler in unserer 
Berichterstattung. 

* 

Die zweite und dritte Lesung des Ver
fassungsgesetzes über die Einführung 
des Frauenstimm- und Wahlrechtes 
wurde in der Landtagssitzung vom Mon
tag erwartungsgemäss ohne Diskussio
nen durchgeführt. Das Gesetz ist nun 
verabschiedet. Die zweite Volksabstim
mung über das Frauehstimmrecht wird 
,jn den ersten Monaten des kommenden 
Jahres stattfinden. 

* 

Vaduz darf in der Spitalfrage nicht 
übergangen werden. Alle damit zusam
menhangenden Fragen sollen in part
nerschaftlichem Einvernehmen mit dem 
Land erörtert und gelöst werden. Im 
übrigen wird begrüsst, dass die Gemein
de Vaduz die weitere Entwicklung ihres 
Spitals unabhängig von den Plänen zum 
Bau eines Landesspitals mit eigenen Ex
perten abklären lässt. So lautete die Zu
sammenfassung einer Antwort von Vi
zeregierungschef Dr. Walter Kieber auf 
eine Anfrage des FBP-Abgeordneten 
Hans Verling bezüglich der weiteren 
Entwicklung des Vaduzer Krankenhau
ses. Die Anfrage wurde im Rahmen des 
Berichts über das neue Konzept zum 
Landesspital gestellt, auf die wir in 
einer unserer nächsten Ausgaben 
zurückkommen werden. 

* 
Aufgrund einer Empfehlung der Land
tagskommission wurde die FBP-Geset-
zesinitiative in Sachen Umfahrungs-
strasse und die VU-Verfassungsinitia-
tive (obligatorisches Finanzreferendum) 
am Dienstag im Landtag zurückgezogen. 
Gleichzeitig sprach der Landtag die Ab
sichtserklärung aus, dass der künftige 
Finanzbeschluss zur Umfahrungsstrasse 
(einschliesslich der Pläne) dem Volk zur 
Genehmigung vorzulegen sei. Die 
Linienführung der künftigen Umfah
rungsstrasse wird (unter Berücksichti
gung der neuen Gutachten) von einer 
Landtagskommission zusammen mit der 
Regierung ausgearbeitet. 

Landesvoranschlag 1973 
100-Millionen-Budget (bei 25 Millionen Defizit) 

mit den VU-Stimmen gutgeheissen 
Mit ihrer Mehrheit von acht Stimmen verabschiedete die VU am Montag (gegen die Stimmen 
der FBP) das Budget für das Jahr 1973. Der Voranschlag übersteigt erstmals in der Geschichte 
unseres Landes die 100-Millionen-Grenze. Ein Viertel der Gesamtausgaben ist nicht gedeckt. 
Das veranschlagte Defizit beläuft sich damit auf rund 25 Millionen Schweizer Franken. Namens 
der FBP-Fraktion unterstrich deren Sprecher Dr. Peter Marxer in einem einleitenden Votum, 
dass die FBP-Fraktion n i c h t  die einzelnen Positionen des Budgets kritisieren wolle. Mit ih
rem Nein wolle die FBP vielmehr ihr Missfailen am Fehlen einer Finanzplanung und einer 
Prioritätenordnung Ausdruck geben, wie sie im Parlament schon wiederholt gelordert worden 
seien. Die heutige Finanzpolitik sei nicht «umsichtig und vorausschauend genug». Dr. Marxer 
unterbreitete gleichzeitig ein Sechs-Punkte-Programm, das die Vorstellungen der FBP Uber eine 
zeitgemässe Haushaltspolitik umreisst. Dr. Marxer gab namens seiner Fraktion der Hoffnung 
Ausdruck, dass der Regierungschef den vorgetragenen Grundsätzen Rechnung trage und es 
damit der FBP ermögliche, einem künftigen Budget wieder zuzustimmen. — Die ausführliche 
Wiedergabe des Votums Dr. Peter Marxer finden Sie auf Seite 3 der heutigen Ausgabe. 

Die Behandlung des Voranschlages für das 
Haushaltsjahr 1973 nahm naturgemäss den 
breitesten Raum der öffentlichen Landtagssit-
zung vom Montagnachmittag ein. Das Budget 
stellt immerhin die finanzielle Basis dar, auf 
welcher der Staat im kommenden Jahr  wirt
schaften muss. 

Das von Regierungschef Dr. A. Hilbe vorge
legte Budget für 1973 ist mit mehr als 100 Mil
lionen Franken das Höchste, das wir in unserer 
Geschichte j e  hatten. Das gleiche gilt auch für 
das veranschlagte Defizit im Umfang von 25 
Millionen Franken. Die Steigerung des Gesamt
budgets beträgt seit dem letzten Jahr  16 Pro
zent. 

In seinen einleitenden Ausführungen zum 
Voranschlag 1973 nannte Dr. Hilbe die Höhe 
und die Steigerungen auf der Äusgabenseiter 
denn auch das augenfälligste Merkmal des' 
Budgets. Der Finanzminister gab in seinen (et
was nervös und unpräzise) vorgetragenen Aus
führungen zum Budget zu bedenken, dass man 
die allgemeine Entwicklung über das Jahr  1973 
hinaus sehen müsse. 

Die hohen Ausgaben seien in der ordentli
chen Rechnung vor allem auf die grossen Lei
stungen des Staates im Sozial- und  Bildungswe
sen zurückzuführen. In den ausserordentlichen 
Rechnungen seien die hohen Ausgabesummen 
auf Bauvorhaben zurückzuführen, deren 
Planung jetzt abgeschlossen sei und die im 
kommenden Jahr  in Angriff genommen 
würden. Die Flexibilität sei in den einzelnen 
Rechnungsbereichen begrenzt. In der Verwal
tungsrechnung seien Einsparungen praktisch 
ausgeschlossen. 

«Versuch einer Prognose . . .»  
Zur Überraschung des Plenums (mindestens 

aber der FBP-Fraktion) legte Dr. Hilbe während 
der Debatte ein Papier vor, das er als «Versuch 
einer Prognose der zukünftigen Entwicklung 
der Staatsfinanzen» bezeichnete. Dr. Hilbe 
nannte das Papier selbst eine «Grobübersicht», 
die Fehlerquellen enthalten könne, weil sie 
von der Methode her «etwas Ungenau» sei. 

Das vom Regierungschef vorgelegte Papier 

konnte dem Landtag verständlicherweise nicht 
mehr als Diskussionsgrundlage für das Budget 
dienen. Das Papier, das den Abgeordneten erst 
n, a c h dem Einleitungsvotum von  Dr. A. Hilbe 
ausgeteilt wurde, umfasst immerhin zehn Text
seiten und zehn ganzseitige Tabellen. 

Abgesehen davon, dass solche Unterlagen 
dem Parlament nach Geschäftsordnung minde
stens zehn Tage vor der Sitzung zugestellt wer
den müssen, kann man den vorgelegten «Ver
such einer Prognose der zukünftigen Entwick
lung der Staatsfinanzen» sicherlich nicht als 
Orientierungshilfe für ein 100-Millionen-
Budget bezeichnen. 
• Warum wurde das Papier vom Regierungs

chef  buchstäblich bis zur letzten Minute zu
rückgehalten? Wenn er schon unter Zeitdruck 
?$^tänd$n. ist, so hätte er e s  dem Landtag 
wenigstens einen Tag vor der Sitzung aushän
dige^ können. Wenigstens hätte man dann (Ge
schäftsordnung hin oder her) seinen guten Wil
len nicht anzweifeln können. 

So aber landete das Papier während der De
batte auf den Tischen der Abgeordneten. Es 
wurde von keiner Seite mehr verlesen oder dis
kutiert, weil dazu j a  auch keiner mehr Zeit und 
Gelegenheit gehabt hätte. 

Die FBP war  sich bewusst, dass die ablehnen
de Haltung zum 100-Millionen-Budget (mit dem 
Rekorddefizit von 25 Millionen Franken aus  
der  ordentlichen und den ausserordentlichen 
Rechnungen) politisch eine gewichtige Ent
scheidung darstellte. Sie hat diese Entschei
dung auch nicht leichtfertig getroffen. 
• Die Verweigerung der Zustimmung zum 
Budget war das einzige Mittel, das der FBP-
Fraktion als Minderheit zur Verfügung stand, 
um ihre Ablehnung gegen die mangelnde 
Konzeption in unserer Finanzpolitik zu manife
stieren. 

Fraktionssprecher Dr. Peter Marxer unter
strich in seinen Ausführungen denn auch 
mehrmals, dass es nicht darum gehe, einzelne 
Budgetposten zu kritisieren. Es gehe der FBP 
vor  allem darum, gegen das Fehlen eines Fi
nanzplanes und einer Prioritätenordnung zu 
protestieren. 

Finanzausgleich 
Zweite Korrektur wurde zurückgezogen 

• Als sechster Punkt stand die zweite Kor
rektur des erhöhten Finanzausgleiches auf der 
Tagesordnung der Landtagssitzung vom 
Montag. Bevor auf das Traktandum eingetreten 
werden konnte, verlas Landtagspräsident Dr. 
Ritter einen Brief von Regierungschef Dr. Al
fred Hilbe, worin dieser mitteilte, dass er auf 
die Behandlung des Traktandums verzichte. 
• Im Brief des Regierungschefs an den Land

tagspräsidenten heisst es, dass der Tagesord
nungspunkt von ihm vorsorglich angemeldet 
worden sei. Neue Berechnungen hätten ihn je
doch bewogen, die Vorlage in der Regierung 
wieder zurückzuziehen, weshalb auf eine Be
handlung im Landtag verzichtet werden könne. 
Der Tagesordnungspunkt wurde vom Landtags
präsidenten daraufhin abgesetzt. 

Das «Liechtensteiner Vaterland» versuchte 
noch in seiner Samstagausgabe unsere Mel
dung von der geplanten, neuerlichen Korrektur 
des Finanzausgleiches als «wbw'sche Tatsa

che» zu deklarieren. Der Brief des Regierungs
chefs an den Landtagspräsidenten, der im öf
fentlichen Plenum verlesen wurde, setzt nun 
den Schlusspunkt unter die klägliche Angele
genheit. 

Vor allem ist jetzt aber klar erwiesen, dass 
unsere Berichterstattung in jedem Punkt den 
Tatsachen entsprochen hat. 
• Es lag ein Gesetzesentwurf vor, der den ge
setzlichen Anspruch der Gemeinden auf den 
erhöhten Finanzausgleich aufhebt, und an des
sen Stelle dem Landtag die Kompetenz geben 
wollte, jedes Jahr neu darüber zu befinden, o b 
und w i e v i e l  Mittel den Gemeinden als er
höhter Finanzausgleich zufliessen sollten. 

Jetzt ist das Traktandum also wieder zurück 
in die Schublade des Finanzministers gewan
dert. Wann er es wieder herauszieht, ist unge
wiss. Anzunehmen ist jedoch, dass dies nicht 
vor den Wahlen im Februar 1974 der Fall sein 
wird. 

Liechtensteinische 
Landesbibliothek 

• Dass die FBP-Fraktion nicht nur der Kritik 
wegen gegen das Budget stimmte, sondern 
selbst Wege aufzeigte, wie sie sich eine ge
sunde Finanzpolitik vorstellt, wurde durch die 
Unterbreitung eines Sechspunkte-Programms 
klar unterstrichen. (Siehe Seite 3.) 

Weil es nicht um einzelne Posten des Bud
gets, sondern um die Frage ging, wohin unsere 
Finanzpolitik mit solchen Steigerungen und De
fiziten auf die Dauer führe, unterblieben denn 
auch weitere Vorstösse zu einzelnen Posten 
des Voranschlages. 
• Es ging und geht der FBP-Fraktion nicht in 
erster Linie darum, am heutigen Voranschlag 
herumzuflicken. Aus diesem Grund konnte man 
sich auch die Antwort auf die Frage sparen, 
welche Posten man denn eigentlich kürzen 
sollte. 

Dr. Hilbe wies in seiner Stellungnahme auf 
die Ausführungen des FBP-Fraktionssprechers 
darauf hin, dass die FBP j a  den meisten Pro
jekten, die im Haushalt 73 angeführt sind, in 
der abgelaufenen Sessionsperiode des Landta
ges bereits zugestimmt habe. 

Gerade hier aber liegt das Unbehagen unse
rer  derzeitigen Finanzpolitik. Grosse und wich
tige Projekte werden.ohne Gesamtkonzept und 
Finanzplanüng über das J a h r  sozusagen Schei
benweise beschlossen. 
Dem Parlament kann man keinen Vorwurf 
machen, wenn es dem Bau einer Schule oder 
einer Strasse zustimmt, welche man ihm als 
Einzelprojekt ohne Bezugnahme auf die Ge
samtsituation unterbreitet. Es war der Abge
ordnete Gerner (FBP), der auf diese Tatsache 
hinwies und den Vorwurf des Finanzministers, 
dass. man den meisten Projekten ja  schon von 
vorneherein zugestimmt habe, entkräftete. 
• Die Ausführungen des FBP-Sprechers Dr. 
Marxer, die in einem ruhigen und versöhnli
chen Ton vorgetragen waren, klangen in der 
Hoffnung aus, dass sich der Regierungschef 
nun die Mühe nehme ein finanzpolitisches 
Konzept, einen Finanzplan und eine Prioriläts-
ordnung auszuarbeiten, um damit auch der FBP 
wieder die Möglichkeit zu geben, einem künfti
gen Budget zuzustimmen! 

«Der Oberthurgauer» — Arbon, 12.12. 1972 

Konfusion um die Raffinerie Sennwald 
Eine scharfe Attacke gegen die St. Galler Re

gierung und  gegen die Raffinerie Rheintal AG 
richtete Nationalrat Otto Stich (soz., 
Solothurn). Mitten in der Ferienzeit sei unter 
falschen Voraussetzungen die Konzession er
teilt worden. Stich erklärte: 

Nach dem Scheitern- des Projektes eines 
thermischen Kraftwerkes in Rüthi war  schon 
1968 klar, dass eine schweizerische Raffinerie 
in der Ostschweiz nicht mehr verwirklicht wer
den konnte. Dafür gibt es verschiedene Grün
de. Einmal ist das Absatzgebiet zu klein. Kleine 
Raffinerien sind aber nicht mehr konkurrenzfä
hig. Zudem versuchen die ölproduzierenden 
Länder immer mehr, die Verarbeitung in den 

(Fortsetzung Seite 2) 
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